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Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 7° Senat des Bundessozialgeriehts hat ohne mündliche
Verhandlung am 7° August 4974 durch den Vorsitzenden

Richter Dr„ 'B r o c k e, die Richter H e n n i g

und Dr° G e g e 1 sowie äie ehrenamtlichen Rio ter

w o l f f und H e i m a n n

für Recht „rkannt

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 180 Dezember 1972

aufgehoben„ Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil

des Sozialgerichts Koblenz vom 440 März 1972 wird

zurückgewiesen°

Außergrichtliche Kosten des Berufungs— und des

Revisionsvcrfehrens sind nicht zu erstatten°
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I

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte das

Studium der Klägerin an der Erziehungswissensehaftlichen

Hochschule (EH) in Koblenz nach den Vorschriften des

Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) zu fördern hat°

Die 4939 geborene Klägerin hat die Volksschule und die

_HsndelssChulo besucht, ohne einen Abschluß zu erreichen°

Sie war danach als Angestellte bis Ende April 4967 tätig°

Im März 4974 hat sie das Abitur bestanden, auf welches sie

sich im zweiten Bildungsweg vorbereitet hatte° Ab 40 April

4974 hat sie das Studium an der EH aufgenommen°

Bei einem Gespräch Ende März 4974 im Arbeitsamt Koblenz

hat der Zeuge w' der Klägerin erklärt, die Förderung

ihres Studiums sei grundsätzlich möglich° Einzelheiten

des Gesprächs sind streitig° Am 4„ Juni 4974 fand ein

weiteres Gespräch zwischen der Klägerin und den Zeugen

4e im Arbeitsamt stutt„ Inzwischen, nämlich am48° und

49° Mai 4974, hatte die Beklagte ihre Rechtsauffassung

über die Förderungsfähigkeit von Studiengängen an der EH

geändert„ Die Klägerin hat gleichwohl am 4„ Juni 4974

einen schriftlichen Antrag abgegeben°

Dieser wurde von der Beklagten im Bescheid vom 5° Juli 4974

abgelehnt mit der Begründung, daß die 3ildungsmaßnahme nach

Inhalt, Art, Ziel und Dauer nicht den besonderen Bedürf—

nissen der beruflichen Erwachsenenbildung entspreche° Den

Widerspruch der Klägerin wies die Beklagte im Widerspruchs—
bescheid vom 20° September 4974ezurüek° Ergänzend führte

die Beklagte darin aus, daß sich die‘Klägerin weder auf/ine

verbindliche Zusage berufen könne noch darauf, daß sie

— die Beklagte — in anderen Fällen rechtswidrig eine Förderung

gewährt habe°
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Im Klageverfehren hat das éozialmericht (SG) den Zeugen
Iz._ uneidlieh gehört„

In Urteil vom 44° IPdrz 4972 hat es die Klage abge■iésen°

Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt: Das

Studium der Klägerin stelle zwar eine berufliche Umschulung

dar° Es sei jedoch nicht auf die besonderen Erforderniss

der Erwachsenenbildung ausgerichtet, wie es nach S 5 Abs° 3

Satz 2 der Anordnung des Verwaltungsrates der Bundese stult

für Arbeit (EA) über die individuelle Förderung der beruf —
lichen F rtbildung und Umschulung vom 480 Dezember 4969

(ANBA 4970, 85 — AFuU 496 9 —) erforderlich märe‚ Im

übrigen gelte auch die Vorschrift des 5 2 Abs? 6 Satz 2
AFuU 4969 entsprechend; hier-ach könne ein Studium grund—

sätzlich nicht gefördert werden“ Die Klägerin könne sich

auch nicht darauf berufen, daß das Arbeitsamt andere

5Mu enten ro dere; ihr sei eine verbindliche Zusage nicht

gemacht werden°

Auf die Berufung der Klägerin hat das Landes sozialgerieht
(LSG) mit Urteil von 48° Dezember 4972 die Entscheidung

des SG eu gehoben und die Beklagte dem Grunde nach vor—

urteilt, der Klägerin ab 40 April 4974 Leistungen nach

den Sä 44, 45 AEG zur Förderung ihres Studiums an der BH

zu gewähreno Das LSG hat die Revision zugelassen° Zur Be—

gründung seiner Entscheidung hat es im wesentlichen
.ausgeführt: Das Studium der Klägerin stelle eine Maßnahme

d r beruflichen Umschulung der° Dem stehe der UL Mand, daß

du 5 ftudium für die Klägerin zu einem beruflichen Aufstieg

führe‚ nicht entgegen° Eine F01tbildungsmaßnahme sei sehon

de suegen nicht gegeben, weil das Studium weder eine

abgeschlossene Berufsausbildung noch eine angemessene‘

Berufserfahrung i„S„ von 5 44 Abs„ 4 AFG voruzssetze° Des—

halb stehe der Förderung auch nicht die Regelung in $ 2

at 2 AFuU 4969 entgegen„ Diese Regelung gelte nur
rür die berufliche F01tbildung‚ nicht aber für die Förderung
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der beruflichen Umschulung° Dies ergebe sich aus dem

Zusammenhang der Regelungen in der AFuU ”19690 Nach Ansicht

des LSG kann sich die Beklagte für ihre Ablehnung

nicht darauf berufen, daß die Bildungsmaßnahme nicht

erwachsenenspezifisch gestaltet sei° Eine derartige Forderung

erhebedas Gesetznicht, 5 47 Abs° 4 AFGsei richtig
vielmehr dahin zu verstehen, daß die Umschulungsmaßnahme

für die Teilnehmer und nicht ihrer Ausgestaltung nach das

Ziel haben müsse, eine Umschulung zu ermöglicheno Wenn und
solange

es jedenfalls erwachsenenspzifisch ausgerichtete

Maßnahmen für bestimmte Bildungszwecke nicht gäbe, könne

für diesen Bereich die Förderung der beruflichen Bildung

durch Umschulung im Rahmen eines normalen Bildungsganges

nicht ausgeschlossen sein°

Das LSG hat mit näherer Begründung die Bedingung der

arbeitsmarktpolitisehen Zweckmäßigkeit LS° des 5 56 AFG,

\5 8 AFuU 1969 als erfüllt angesehen°

Obwohl die übrigen Voraussetzungen für die begehrte Förderung
dem Grunde nach im Falle der Klägerin gegeben seien, habe

sie gleichwohl nicht einen Rechtsanspruch auf Förderung

ihres Studiums, Da ihr Studium den Zeitraum des 5 47

Abs, 5 Satz 2 AFG von zwei Jahren übersehreite, liege die

Förderung im Ermessen der Beklagten„ Allerdings könne

dieses Ermessen im vorliegenden Fall nur noch in einer

Weise, nämlich in der Bewilligung der begehrten Förderung,

ausgeübt werden; jede andere Entscheidung wäre ermessense

fehlerhaft, Infolgedessen sei das LSG berechtigt, dem
Leistungsbegehren der Klägerin dem Grunde nach stattzu—

geben°

Gegen das Urteil des LSG hat die Beklagte die zugelassene

-Revi$i0n eingelegt° Sie rügt eine Verletzung der 85 56, 44,
“45, 47 AFG‚_SS5 und 8 AFuU4969, 55 105. 128 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG) durch das LSG°

..5._
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Zur Begründung ihrer Revision trägt die Beklagte im

wesentlichen vor: Der Entscheidung des LSG könne schon

deshalb nicht gefolgt werden, weil es sich bei dem Studium

der Klägerin nicht um eine förderungsfähige Umschulung

i„S„ des AFG handele° Nach @ 47 Abs° 2 Satz 2 AL‘G dürften

Umschulungsmeßnahmcn in der hegel nur gef"rdert werden,

wenn sie nicht länger als zwei Jahre dauern, Demit überein—

stimmend regelO % 5 Abs„ 5 Satz 2 AFuU 4969, daß die Dauer
der Maßnahme bei Erwachsenen grundsätzlich kürzer sein

solle als die Ausbildungszeit für Jugendliche° Des bedeute,

daß nicht jeder Berufsweehsel, der begrifflich noch unter

"Umschulung" eingeordnet werden könne, zu fördern sei,

sondern nur solche Maßnahmen, die in ihrer Ausgestaltunc'

und in der zeitlichen Dauer von der üblichen Ausbi lduung
;!für den gleichen Beruf abwichen„ Das sei für das s udium

der Klägerin nicht der Fall; hier handele es sich um ein

übliches Hochschulstudium° Die Neuregelung in 5 5 Ahso 2-

Sutz 2 der AFuU vom 9„ September 1971 (ANBA 4974 So 797

wiEuU 1971 —) bestätige dieso Für die Klägerin käme

duher allenfalls eine Förderung ne ch dem Bundesuu sbildungs—

föreerungs ges etz (BAföG) in Betracht°

Daß ein übliches Hochschulstudium nicht Gegenstand einer

Föru erung nach dem AEG sein könne, folgt nach Auffassung

der Beklu■ten auch aus @'2 Abs° 6 Satz 5 AFuU 1969, der

Hl■H”€f‘3 auch für den Bereich der beruflichen Umschulung

anzute den sei° Es könne auch nicht der Feststellung

« —

res LSG beigepflichtet werden, daß die Förderung des
“KStuaiums der Klägerin unter dem Gesichtspunkt des % 30 AEG

zweckmäßig sei° Das LSG habe zwar ;insoweit zutreffend auf

die Verhältnisse zur Ze it der Erteilung des Mid rs ruchs—

bescheides abgestellt° Dem LSG könne jedoch nicht gefolgt

werden, daß es arbeitsmarktpolitisch zweckmäßig sei, aus
einem Nsngelberuf in einen anderen umzuschulen° Es weise

zwar zu Recht auf die Bedeutung„der Ausbildun■ der

_ 6 _“
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Jugend in der Volksschule für das Wohl der Allgemeinheit

hin° Dies sei jedoch eine Frage der allgemeinen Bildungs—

gelitik, die nicht in die Zuständigkeit der Beklagten
falle° Im übrigen würden Lehrkräfte in der Regel später

eante und daher nicht zu einem arbeitsmarktbezogenen

Beruf herengcbildet„ Nach Auffassung der Beklagten hat

das ln5G ferner nicht die für seine Entscheidung not—

wendigen Feststellungen in bezug auf einen Lehrer-lehl—

be stune getro len, Es habe nicht angegeben, \ ober es die

Kenntnisse über den Lehrerbedarf, die weitere Entwicklung

und die Stellenpläne entnommen habe° Eine Gerichtskunde

auf diesem Gebiet könne nicht angenommen werden. Im

übrigen hätten hierfür die Grundlagen im Urteil ange-

geben werden müssen.

Die Klägerin könne sich auch nicht darauf berufen, daß die

Beklagte ihr die Förderung zugesagt habe bzw. daß sie
'früher in gleichgelagertcn Fällen eine Förderung gewährt

habe, Nach der Beweisaufnahme sei der Klägerin eine ver;

bindliche Zusage nicht erteilt werden, sondern nur eine

allgemeine Auskun
„ Selbst wenn man diese Auskunft des

Förderungsberaters bald als die Zusicherung einer positiven
Entscheidung über den Antrag der Klägerin verstehen wollte,
wäre die Beklagte nicht daran gebunden° Da sie — die

Beklagte — nach S 454 Abs" 4 AFG selbst bindend gewordene

Lc**tung*e seheide zurucknehmen könne, bestehe ein stärlterer

Vert; ' uen sschutz für mundliche Zusicherungen nicht Im
übrigen

habe die Klägerin nicht etwa im Vertrauen auf

die ihr erteilte Auskunft Dispositionen finanzieller Art

getroffen; bei ihr habe unabhängig von der erteilten
_Auskunft von vornherein festgestanden, das Studium aufzu—

nehmen, wie aus ihren Ausführungen in der Klageschrift zu
entnehmen sei. Auch aus diesem Grunde könne sie sich

auf den Vertrauenschutzgedanken nicht berufen„ Auch

der Gleichheitsgrundsatz gäbe der Klägerin schließlich

..'7..
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keinen Anspruch, sich auf eine möglicherweise unrichtige

Verwaltungsübungäég der Beklagten in anderen Fällen zu
berufen° Im übrigen sei ein Anspruch der Klägerin auf

Förderung des Studiums auch deshalb nicht gegeben, weil

die Ausbildung für ein Lehramt an der Grund— und Haupt—

schule unter Berücksichtigung des an das Studium an—

schließenden schulpruktisehen Vorbereitungsdienstes länger

als drei Jahre dauere und damit die Höchstdauer einer

förderungsfähigen Umschulungsmaßnehme überschreiteo

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Berufung der Klägerin gegen das Urteil des BG

Koblenz vom 140 März 4972 als unbegründet zurück—

zuweisen,

hilfsweise,

den Rechtsstreit an das LSG zurückzuverweisen‚

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält mit näheren Ausführungen die angefochtene

Entscheidung für richtig° Folgte man ihr jedoch nicht,

müßte der Rechtsstreit wegen der vom LSG nicht geprüften

Frage der Zusage einer Förderung an dus Berufungsgericht

zurückverwiesen werden°

Beide Beteiligten sind mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


II

Die zulässige Revision ist begründet„ Sie führt zur Aufhebung

der angefochtenen Entscheidung und zur Zurückweisung '

der Berufung der Klägerin gegen das Urteil des SG„

Die Klägerin hat keinen Anspruch gegen die Beklagte.auf
(‘Förderung ihres studiums°

Nach den Vorschri ten des AFG käme eine Förderung nur in

Betracht, wenn das Studium der Klägerin die Voraus—

setzungen einer förderungsfähigen Maßnahme der beruf—

lichen Fortbildung (5% 41 ff AFG) oder der beruflichen

Umschulung (% 47 AEG) erfüllen würde° Das ist jedoch

nicht der Fall°

Der Anspruch auf eine Fortbildungsförderung scheitert

bereits am Fehlen der erforderlichen Zugangsvorausé

setzungen gemäß % 41 Abs° 1 AFG, denn das Studium an einer

EH setzt nicht zwingend entweder eine abgeschlossene

Berufsausbildung_oder eine angemessene Berufserfahrung

voraus (vgl° BSG 36‚ 48‚ sowie Urteil des erkennenden

Senats vom 19„ März 1974 — ? RAr 5/72 — ); Im übrigen
ist des Studium der Klägerin nicht dem Bereich der be—

ruflichen Fortbildung, sondern dem der beruflichen Um—

schulUng zuzuordnen (% 47 Abs° 1 AFG)° Die Klägerin

war 'or Beginn ihres Studiums an der EH als Verwaltungs-
snngtellte berufstütig„ Im Verhältnis hierzu stellt

sich die angestrebte Tätigkeit als Volksschullehrerin in—

haltlich nicht als eine berufliche Fortbildung i„S„ von
%% 41, 45 Abs„ 1 AFG, sondern als eine berufliche Um—

'schulung i„S„ von 5 47 AFG der; denn insoweit liegt eine
Berufstätigkeit mit neuem Inhalt vor (vgl.° % } Abs„225atz 1

AFuU 1969„ und BSGE 56,48)„ Der damit verbundene
soziale (berufliche) Aufstieg hindert die Annahme einer
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Umschulung nicht; denn die Frage des beruflichen Aufstiegs

ist kein Abgrenzungskritérium zu anderen F rmen der

beruflichen Bildung (vgl »BSG vom 21 5 ”1974 — ? RAr 14/72,

_15/72,16/72‚55/72V—;ferner @4 Nr„ 2 AFuU4O69); '

In
den

vorgenannten
Entscheidungen hat

der Senat ausgefuhr

daß der Anspruch auf Förderung einer Umschulung nur besteht,

wenn die Voraussetzungen des 5 47 AEG erfüllt sind; Nach

dessen Abs° 1 fördert die BA _die Teilnahme von Arbeits—
suehendcn

an Maßnahmen, die das Ziel haben, den Über gezng in

eine andere geeignete berufliche Tätigkeit zu ermöglichen

insbesondere um die berufliche Beweglichkeit zu sichern oder

zu verbessern (berufliche Umschulung); Wie in den con; ent»

sehiedenen Fällen des Studiums an einer Pädagogischen Hoch—
"schule (PH) der Länder Nordrhein—Westfalen und Niedersachsen

scheitert der Anspruch der Klägerin auch hier Vdarw daß

>dasVEH48tudium ihr nicht den Übergang in eine "andere ge—
ieigncte berufliche Tätigkeit" i S von 5 47 Abs. 1 AFGer—
möglicht Aus den in 5 47 Abs„ 1 AFG Umschriebenen Ziel
der Unschulungsnaßnahme, "den Übergang in eine andere ge—

nete oérufliehe Tätigkeit zu ermöglichen"- geht hervor,
.dal3 die Maßnahme nicht zu irgende_inef späteren Tätigkeit

_füh10n soll sondern zum Ziele haben_ Vmuß die Verbesseru%

der beruflichen Mobilität und beruflichen Qualifikation als

fNittel zum
Schutz

gegen Arbeitslosigkeit und zur Deckung des

Bcönrfs an geeigneten Arbeits1zräften in der durch technischen
wFör schritt und Strukturw-andel sich ändernden Wir techeft
zu_sichern (vgl° Begründung Zum Regierungsentwurf eines

AFG 51 Durcks°V/2294 Teil A 1114 a, s 54 55 ; Schrift—
licher Bericht über den Entwurf zu BT—Drucks„ V/M 10 l 2,

“S B}; D3eeses Ziel kann nur
erreicht 1erden‚ zehn der Um—

scW1 ler Vnech' der erfolgreichen Teilnahme an der Bildung —

_
nap1hre „ieCer qualifiziert dem Arbeit$me .rkt zur Ver—

fugung steht, d„h„‚ wie das Wort ”Übergang" es in 5 47?
‘A.hs° 1 AFG ausdrüekt, wenn er nunmehr + und zwar unmittelbar
‘nuch Beendigung der Umschulungsmaßnahme"— eine ändere,"

»_‚_' ’IO' _
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geeignete berufliche Tätigkeit ausüben kann° Geignet

in diesem Sinne kann aber nur eine berufliche Tätigkeit

sein, die den Ansprüchen sowohl des Umschülers als auch
des allgemeinen Arbeitsmarktes i„s° einer Verbesserung

der beruflichen Beweglichkeit und der Sicherung vor

Arbeitslosigkeit gerecht wird, und zwar nicht nur für

einen erkennbar vorübergehenden Zeitraum, sondern für eine

zunächst jedenfalls unbestimmte Zeit° Die Umschulung muß

also zu einem für die Au&ahme einer auf dem Arbeitsmarkt

verwertbaren Berufstätigkeit ausreichenden beruflichen

Abschluß f"xhren° Dabei sind nicht die subjektiven Ziel-
vorstellungen des Umschülers selbst von Bedeutung, viel-

mehr kommt es auf die objektiven Gegebenheiten des Ar—
beitsmarktes an° Von diesen Voraussetzungen ausgehend

‘ührt das EH—Studium der Klägerin nicht dazu, ihr den
Übergang in eine andere geeignete — nach Abschluß auf

dem Arbeitsmarkt verwertbare —
berufliche Tätigkeit zu

rnöglichen„ Dies ergibt sich aus den landesrechtlichen

Vorschriften über die Lehrerausbildung° Zwar hat das LSG

insoweit keine Feststellungen_getroffen, der erkennende

Sezat ist jedoch befugt, im Rahmen der Prüfung der An—

)

spruchsvoraussetzungen des 5 47 Abs° 4 AFG die landes—

rechtlichen Vorschriften selbst heranzuziehen, weil sie

das LSG völlig unberücksichtigt gelassen hat (BSGE 7,

425; 54, 275, 278; 54, 165, «66; BSGSozRNr„'7
zu 5 657 der Reichsversicherungsordnung —RVO—)° Nach

@)Abs° 2 des'eesetzcs vom5„ August 4970(GVBlRhein—
land—Pfalz *„ 344) kann hauptamtlicher Lehrer an einer

Grund— oder Hauptschule in der Regel nur sein, wer nach

den Laufbahnvorschriften die Befähigung für den Volks—

schuldienst besitzt° Diese Befähigung wird grundsätzlich
durch Ableisten eines Vorbereitungsdienstes und Bestehen

der vorgeschriebenen Laufbahnprüfung erwerben; für Lehrer

gilt ein anderer Befähigungshachweis (@ 5 Abs„ 4 der Lauf—

bahnverordnung vom 14„ Juli 1966 — GVBl Rheinland—Pfalz,

/"’j

| @,

(?
!/‚
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S„ 217 —; ebenso heute 5 5 Abs, 1 der Laufbahnverordnung

von 26° Juni 1971 — GVBl Rheinland—Pfalz, 30 145 — idF

von 19° Februar 1975 — GVBl Rheinland—Pfalz, S„ 166 _),

Gemäß 5 46 der Laufbahnverordnung vom 14° Juli 1966 (jetzt

@ 45 der Laufbahnverordnung vom 26, Juni 1971 idF vom '

19„ Februar 1975) kann in das Beamtenverhältnis auf

Probe berufen werden, wer nach dem Studium die ”Erste

Prüfung für das Lehramt" bestanden hat, 5 46 Abs„ 2 aaO

schreibt vor, daß am Ende der erfolgreichen Probezeit

"die Zweite Prüfung für das Lehramt an Volksschulen abzu—
legen"ist, Beamte, die die Prüfung endgültig nicht

bestehen, sind zu entlassen (% 46 Abs° 2 Satz 2 iVm 5 24

—Abs„ 2 Satz 1 aaO} Hieran wird hinreichend deutlich, daß

das Studium den Übergang in eine andere geeignete beruf_
liche Tätigkeit LS° von 5 47 Abs° 1 AFG nicht ermög—

licht° Wie der Senat in den o„a„ Urteilen vom 21, Koi 1974

schon ausgeführt hat, vermittelt auch das EH—Studium in

Rheinland—Pfalz allein noch nicht eine auf dem Arbeits-

markt ververtbare berufliche Qualifikation° hit dem Ab—

schluß des EH—Studiums kann die Klägerin vielmehr erst eine

Tätigkeit ausüben, die noch im Vorfeld eigentlicher oe—

4rufliche‘ Tätigkeit i„S„ des 5 47 Abs° 1 AFG liegt, Eine,.

Tätigkeit, die ihren Sinn ausschließlich oder doch Jeden—

falls entscheidend daraus empfängt, daß sie erst auf den
endgültigen Abschluß einer Berufsqualifikation hinführen

soll, ist grundsätzlich noch keine "geeignete berufliche
Tätigkeit" in diesem Sinno„ Etwas anderes kann allerdings

d rt gelten, wo mit Hilfe eines Bildungsabschnittes bereits

eine Berufsqualifikation erreicht wird, mit welcher der

Umschüler sehen eine nicht nur ausnahmsweise oder vor»

einselt, sondern in nennenswertem Umfang auf dem Arbeitsé

markt vorhandene Berufstätigkeit ausüben könnte, Die Ver»

koppelung mehrerer Bildungsgänge ist also grundsätzlich

nicht dafür entscheidend, wenn der Übergang in eine andere

geeignete berufliche Tätigkeit ermöglicht wird; es kommt
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vielmehr auf die Einsetzberkeit des Umsehülers mit seiner

euren die Bildung meßnahme je11eils erreichten Berufs—

waliiikation aufdem Arbeitsmarkt an„ Wenn für den Ab—'

solventen einer EH überhaupt eine Möglichkeit bestehen
sollte. ohne quälifizierende schulprektisehe Erfahrungen

beruflich tätig zu wer den, dann kann es sich allenfalls

nur um vereinzelt vorhandene Arbeitsp1ätze handeln‚ die im

Rahmen des @ 47’Abs„ 4 AFG in bezug auf seine Zielsetzung

außer Betracht bleiben mdss n° Verbleibt sohit als “andere

geeignete berU1liche Tätigkeit" nur der Leh10rberuf, so „
ist entscheidend, daß — im Gegensatz zu anderen SehuLerten —
fast l:eine p1ivaten Volksschulen bestehen (vgl„ auch Art° ?

Abs° 5 des Grundgesetzes «
GG—) Für den Volksschullehrer

ist daher der durch die öffentlichen Schulen bestimmte

Arbe1tsmailt für die Beurteilung maßgebend (Vgl Heckel/

Seip3 30 ulrechtskunde 4969 S ‘462, 485) Selbst wenn

'as Stu diun der Klägerin nicht auf die
heiterbildung

‚im Vorb‚1eitungsdienst des Landes Rheinland— Pfalz eus5'e

richtet wär würde sie damitz■iein auch naeh den Ver»

hältnissen des übrigen Arbeitsmarktes in der Bundesrepublik_
‚Deutschland nicht eine geeignete berUfliche Qualifikation

1 S„ von'ä 47 Abs„ 4 ArG erweerben° ach den Auso1leunr
jregelun:eh der einzelnen Eundeslä11dér 4111 im Anschluß!

an das EH— oder PH Studium üeera ll eine schulprä <t‚isehe

’T’Ü1FuC1u verlangt Dabei ist es uner
heolieh, fie dieser„

{Vorbereitungsdienst bezeichnet „ird, v;elehen rechtlichen

‘Stntus'der Ben rber un das Lehramt in dieser Zeit erlangt

'fund 1n&*e1chen Umfenge er dabei auch Lehrtätigkeit mit
_'r„ussnuben vermag (vgl die Nachweise in den o‘a„ Urteilen‘

1.Vom ?.4 —5‚497&‚ instr onderC ? RAr 45/72) ReChtlich

beeeut3am ist allein, daß die äuf dem Arbeitsmarkt verwert—
beré “andere geeignete berufliche Tätigkeit“, nämlich die

'eines Lehrers, mit Abschluß des EH*DÜUÖlUM ‘allein nicht ’

aufgeno■men werden kann, Weil die. Qualifikation hier1ür

'ohne einen reiteren Bildungsabsehnitt nicht erreicht

—\ir<i Inso1ern dient. das EH—Stüdium nieht dem Uber3ahg„
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LS° des 5\47 Abs° 4-AFG in den neuen Beruf‚ Es kann
für sich allein nach dieser Vorschrift nicht als Um—

sehulungsmaßnahme angesehen werden°

Der Übergang i„S. des @ 47 Abs° 4 AFG wird erst durch
dehsrfolgreiehen Abschluß des Probedienstes ermöglicht°

Dieser muß somit als eine zum eigentlichen Abschluß führende
Bildunäsmeßnahme mitberücksichtigt werden; das bedeutet,

daß die Umschulungsmdßnahmen, die den Übergang von einem

anderen Beruf in den des Volksschullehrers ermöglicht, sich

aus Studium und schulpraktischcr Tätigkeit Zusammensetzt„

Der Umstand, daß-die Umschulungsmaßnahme aus zwei Teilen
bestehtg hindert zwar die Förderung nur eines einzelnen
Teiles nicht, sofern für;die■Gesämtmaßnahme die Voraus—
setzungen deerörderungsanspruehes.gegeben sind° Das ist

bei der Regelausbildung.zum Volksschullehrer — also auch}

bei der Klägerin — jedoeh nicht mehr der Fell‚ denn die
Häßnehme (Studium und Schulpraktische Tätigkeit) über—

schreitet den für die Förderungsfähigkeit einer Um— V

schulungsmaßnahme zugelassenen Zeitraum ven drei Jahren

(% 6 Abs° 4 Satz 5 AEuU 1969)„ Das Überschreiten dieses
Zeitrahmens nimmt der UmSchulunginsgesamt den Charakter
einer förderungsfähigen Maßndhmei(38G3 56,4,5)„ Nach allem,

besteht für die Klägerin auf Grundder gesetzlichen
_Regelungen_kein Anspruch auf Förderung ihres Studiums°

Die Klägerin kann ihren Anspruch auch nicht auf eine ihr-u

wirksam erteilte Zusage stützen° Das LSG hat_zum Inhalt

der der Klägerin von dem Zeugen U;T::gegebenen "Zusage“

keine Feststellunéen getroffen‚ weil es nach seiner Rechts—V

äu5Iassung hierauf nicht ankam° Es hat ferner nichts dazu
festgestellt, ob der Angestellte wii■güberhaupt eine
für die Beklagte verbindliche Zusage abgeben konnte (vgl°

@209 Satz 2 AFG,5 244 AFG,s 48 Abs„ 2 der Satzungder BA
vom2° Juli 1970 —_BundesanzéigerNr° 188 vom90 Oktober ' ':

7970>,
_ q4 _
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Indes bedarf es deswegen_nicht ergänzender Feststel—

lungen durch das LSG; denn selbst wenn der Klägerin

eine verbindliche Zusage des behaupteten Inhalts

erteilt werden ist, bedeutet dies noch nicht, daß sie

daraus einen Förderung5ansprueh herleiten kann° Dies

ergibt sich aus der Regelung des % 151 Abs° 1 AFG„
Hierndch kann die Beklagte bewilligCnde Leistungs—
beeeheide jederzeit insoweit aufheben, als die

Voraussetzungen für die Leistungen nicht vorgelegen
haben oder weggefallen'sind° Der Vertrauenssehutz in die

Bestendskraft von Verwaltungsaktcn ist in Bereich des

AFG auf bestimmte Fülle der Rückforderung zu Unrecht

genührter Leistungen nach 5 152 AFG beschränkta Wenn

die BA schon berechtigt ist, gesetzwidrige Entscheidungen

gem° % 154 AFG aufzuheben, selbst wenn diese bindend

geworden sind, dann muß sie auch berechtigt sehr

vom Vollzug rechtwidriger Zusagen, die ihrem Wesen

nach schwächer sind als bindende Verwaltungsakte,

von vornherein Abstand nehmen zu können, Dies ergibt

sich auch aus dem Grundsatz, daß niemand etwas verlangen

darf, was er sogleich wieder herauszugeben verpflichtet wäre„

-en1, ein. Sogar sehon bindender Verwaltungsakt zurück—

genommen werden kann, kann eine Behörde nicht gehalten

sein, auf Grund einer fehlerhaften Zusage "noch und erst

überhaupt tätig zu werden" (BVerwG in BVBl 4966,859)°

Hier*on ausgehend stellt sich die Ablehnung der Be—

willigung der von der Klägerin beantragten Förderung im

Bescheid Vom 29, Juli 4974 zugleich rechtlich als Rück—

ndhme einer ihr etwa zuvor gegebenen Zusage dar°

Bei dieser Sach— und Rechtslage brauchte der Senat nicht

mehr einzugehen auf die zur Bindung an Zusagen in Recht—

sprechung und Lehre entwickelten Grundsätze aus dem_3e—

reich des allgemeinen Vervaltungsreehtes (vgloBVerwGh 3,

„ 45 „
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499; 49, 488; BVerwGin JZ 1964,-687, BVBl 4966, 859,
Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, 10‚ Aufl°

% 9 Seiten 174, 472; Mainka, Vertrauensschutz im öffentlichen.

Recht, 1965 Seiten 51, 72 ff; Randelzhofer, JZ 1975, 556,

558 m°woN) und des besonderen Sozialversicherungsrechtes

(vgl, BSGE 14,104; 18, 270, 275; 25, 248, 252; 25, 219,22O)°

Die Klägerin kann schließlich nicht etwa deshalb die Förderung

ihres Studiums verlangen, weil die Beklagte in anderen

Fällen aus der Annahme eines Vertrauenssehutzes auf Grund

gegebener Zusagen Leistungen an andere Antragsteller gewähr‘

hat„ Sofern diese das gleiche Studium wie die Klägerin mit

dem gleichen Ziel durchlaufen, ist die Förderung nicht recht—

mäßig„ Eine VerWaltungsübung aber, die dem Gesetz nicht ent—

spricht, gibt keinen Anspruch auf Gleichbehandlung ( vgl„

BSG7, 75, 78; 45,40, 44; szR Nr, 2 zu 5 4 der 440 DVO/
AVAVGvom50„4„4962;Urteil desSenatsvom49 54974 _

_? RAr 5/72—)„

Die Revision der Beklagten muß sonach zum Erfolg führen,

weil der Klägerin unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt

die begehrte Förderung zusteht°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG°
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